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Amtliche Mitteilung  - IV/2013

Berkenbrück 

GV-Sitzung am 11.12.2013 – Es wurden folgende Beschlüsse gefasst:
Nr. 21/2013	� Zahl und Abgrenzung der Wahlkreise und Wahlbezirke im Gebiet der 

Gemeinde Berkenbrück
Nr. 22/2013	 Instandsetzung einer Wohnung in der Parkstraße 20

Briesen (Mark)

GV-Sitzung am 10.10.2013 – Es wurden folgende Beschlüsse gefasst:
Nr. 40/2013	� Aufhebung des Beschlusses Nr. 28/2013 v. 02.09.2013 – Gebietsände-

rungsvertrag
Nr. 41/2013	 Gebietsänderungsvertrag

GV-Sitzung am 16.12.2013 – Es wurden folgende Beschlüsse gefasst:
Nr. 42/2013	� Zahl und Abgrenzung der Wahlkreise und Wahlbezirke im Gebiet der 

Gemeinde Briesen (Mark)
Nr. 43/2013	� Wasser- und Abwasserentgelte der Gemeinde Briesen (Mark) mit dem 

OT Biegen ab 01.01.2014 und Betreiberentgelte nach § 12 des Ver- und 
Entsorgungsvertrags mit der FWA mbH

Nr. 44/2013	� Baubeschluss zur Baumaßnahme – Neubau eines eingeschossigen 
Hortgebäudes für Kinderbetreuung, Petershagener Straße in 15518 
Briesen

Nr. 47/2013	� Baubeschluss zum grundhaften Ausbau des Gehweges für einen 
Teilabschnitt der Bahnhofstraße in Briesen

Jacobsdorf

GV-Sitzung am 05.12.2013 - Es wurden folgende Beschlüsse gefasst:

Nr. 34/2013	� Zahl und Abgrenzung der Wahlkreise und Wahlbezirke im Gebiet der 
Gemeinde Jacobsdorf 

Nr. 35/2013	� Satzung über die Nutzung kommunaler Einrichtungen und kommu-
nalen Vermögens der Gemeinde Jacobsdorf

Nr. 36/2013	� Wasser- und Abwasserentgelte der Gemeinde Jacobsdorf ab 01.01.2014 
und Betreiberentgelte nach § 12 des Ver- und Entsorgungsvertrages 
mit der FWA mbH

Madlitz-Wilmersdorf

GV-Sitzung am 10.10.2013 – Es wurden folgende Beschlüsse gefasst:

Nr. 12/2013	 Gebietsänderungsvertrag
Nr. 13/2013	 Gültigkeit des Bürgerentscheides

GV-Sitzung am 10.12.2013 – Es wurden folgende Beschlüsse gefasst:
Nr. 17/2013	� Delegierung von 4 Gemeindevertreter der Gemeinde Madlitz- 

Wilmersdorf in die Gemeindevertretung der Gemeinde Briesen (Mark) 
bis zur Neuwahl 2014

Nr. 14/2013	 Straßenumbenennung OT Alt Madlitz
Nr. 15/2013	 Straßenumbenennung OT Falkenberg
Nr. 16/2013	 Straßenumbenennung OT Wilmersdorf
Nr. 18/2013	� Antrag auf Reduzierung der Geschwindigkeit im Bereich der Bushal-

testellen der KLOS 6735
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Öffentliche Auslegung
des Entwurfs der Verordnung über Naturdenkmäler im Landkreis Oder-Spree

Bekanntmachung des Landrates als Untere Naturschutzbehörde
Der Kreistag des Landkreis Oder-Spree beabsichtigt gemäß 
§§ 20 Abs. 2 Nr. 6, 22 Abs. 1 und Abs. 2 und 28 des Gesetzes 
über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-
gesetz) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I Nr. 51, 2009, S. 2542), geän-
dert durch Art. 4 Abs. 100 des Gesetzes vom 7. August 2013 
(BGBl. I S. 3154) und § 8 Abs. 1 und Abs. 3 und §§ 9 und 12  
des Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-
schutzgesetz (Brandenburgisches Naturschutzausführungsge-
setz - BbgNatSchAG) vom 21.01.2013 (GVBl. I/13, Nr. 03) i.V.m. 
§ 4 Abs. 2 und 4 der Verordnung über die Zuständigkeit der 
Naturschutzbehörden (Naturschutzzuständigkeitsverordnung – 
NatSchZustV) vom 27. Mai 2013 (GVBl. II, Nr. 43, S. 1 - 4,) und §§ 28 
Abs. 2 Nr. 9 und 131 Abs. 1 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, S. 
286), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Mai 
2013 (GVBl. I/13, Nr. 18)eine Verordnung über Naturdenkmäler 
im Landkreis Oder-Spree zu erlassen.

Der Entwurf der Rechtsverordnung wird im Zeitraum vom 

06. Januar 2014 bis einschließlich 07. April 2014 
(einschließlich)

in der Amtsverwaltung des 
Amtes Odervorland
Bahnhofstraße 3
15518 Briesen

zu jedermanns Einsicht während der Dienstzeiten öffentlich 
ausgelegt.

Während der Auslegungsfrist können nach § 9 Abs. 2 Satz 2 
des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgesetzes von 
jedem Betroffenen Bedenken und Anregungen zum Entwurf 
der Verordnung schriftlich oder zur Niederschrift bei den o.g. 
Auslegungsstellen vorgebracht werden.
Die vorgebrachten Bedenken und Anregungen müssen den 
Namen, den Vornamen und die genaue Anschrift der Person 
enthalten. 
Bedenken und Anregungen, die sich auf Grundstücke beziehen, 
sollen Gemarkung, Flur und Flurstück der betroffenen Fläche 
enthalten.
Vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung an sind nach § 9 Abs. 2 
Satz 3 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes in Verbin-
dung mit § 22 Abs. 3 Satz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes bis 
zum In-Kraft-Treten der Verordnung, jedoch längstens drei Jahre 
mit der Möglichkeit der Verlängerung um ein weiteres Jahr, alle 
Handlungen verboten, die geeignet sind, den Schutzgegenstand 
nachteilig zu verändern (Veränderungssperre).

Schlussfeststellung

Im Bodenordnungsverfahren „Birkholz“ wird gemäß § 63 (2) 
Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG)1 in Verbindung mit 
§ 149 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG)2 die Schlussfeststellung 
erlassen und folgendes festgestellt:
Die Ausführung des Bodenordnungsplanes, einschließlich seines 
1. und 2. Nachtrages, ist bewirkt. Den Beteiligten stehen keine 
Ansprüche mehr zu, die im Bodenordnungsverfahren hätten 
berücksichtigt werden müssen.
Die öffentlichen Bücher sind berichtigt.
Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft sind abge-
schlossen. Damit erlischt die Teilnehmergemeinschaft des 
Bodenordnungsverfahrens „Birkholz“ als Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts gemäß § 63 Abs. 2 LwAnpG in Verbindung mit § 
149 Abs. 4 FlurbG. Es erlöschen auch die Rechte und Pflichten des 
Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft für das o. g. Verfahren.
Das Bodenordnungsverfahren ist mit der Zustellung der unan-
fechtbaren Schlussfeststellung an die Teilnehmergemeinschaft 
beendet.

Gründe
Der Abschluss des Bodenordnungsverfahrens durch die Schluss-

1 �LwAnpG in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juli 1991 (BGBl. I S. 1418), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586, 2708)

2 �FlurbG in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794)

feststellung ist sachlich gerechtfertigt. Der Bodenordnungsplan, 
einschließlich seines 1. und 2. Nachtrages, wurde in allen Teilen 
ausgeführt. Insbesondere ist das Eigentum an den neuen Grund-
stücken auf die im Bodenordnungsplan genannten Beteiligten 
vollständig übergegangen.
Die gemeinschaftlichen Anlagen wurden entsprechend ihrer 
Zweckbestimmung in dem festgelegten Umfang ordnungsge-
mäß ausgebaut. Die Pflichten zu ihrer laufenden Unterhaltung 
sind auf die Unterhaltungspflichtigen übergegangen.
Da somit weder Ansprüche der Beteiligten noch sonstige Ange-
legenheiten vorhanden sind, die im Bodenordnungsverfahren 
hätten geregelt werden müssen, war das Verfahren durch 
Schlussfeststellung abzuschließen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Schlussfeststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Wider-
spruch ist beim 

	 Landesamt für Ländliche Entwicklung, 
	 Landwirtschaft und Flurneuordnung, 
	 Dienstsitz Fürstenwalde
	 Rathausstraße 6
	 15517 Fürstenwalde

schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Landesamt für
Ländliche Entwicklung,
Landwirtschaft und
Flurneuordnung
Abteilung 2
Landentwicklung und FlurneuordnungBOV - Birkholz —

Verfahrensnummer: 3001 G
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Bekanntmachung der Gemeinde Madlitz-Wilmersdorf Beschluss 
Nr. 16/2013 und 14/2013 zur Umbenennung von Straßennamen 
in den Ortsteilen Alt Madlitz und Wilmersdorf vom 10.12.2013.

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Madlitz-Wilmersdorf 
beschließt folgende Straßennamen umzubenennen:

im Ortsteil Alt Madlitz:
Straßenname alt:		  in Straßenname neu:
Lindenstraße		  Schlossstraße

im Ortsteil Wilmersdorf:
Straßenname alt:	 	 in Straßenname neu:
Frankfurter Straße		  Alte Frankfurter Straße
Kirchhofstraße		  Zum Waldhof

Bekanntmachung der Gemeinde Madlitz-Wilmersdorf zur Straßenumbenennung in Folge 
des Gemeindezusammenschlusses durch Eingliederung in die Gemeinde Briesen (Mark)

Falkenberger Straße   1-10		  Wilmersdorf Vorwerk
Falkenberger Straße 11-18		  Wilmersdorf Vorwerk

Ab März 2014 werden die neuen Straßennamen durch eine neue 
Beschilderung ausgewiesen. Für einen Übergangszeitraum wird 
die alte Beschilderung durch Querstrich entwertet. Die neue 
Beschilderung wird darunter angebracht.

gez. Stumm
Amtsdirektor				  

Bekanntmachung der Wahlleiterin des Amtes Odervorland
für die Kommunalwahlen am 25. Mai 2014

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:

I.	� Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 
die Wahlzeit

	� Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 
Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen) 

	 • der Gemeindevertretung der Gemeinde Berkenbrück, 
	 • �der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Berkenbrück,
 
	 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 	
	 sowie die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
	 • �der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters, 
	 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 	
	 statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen	
	
	� Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	� Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde 
Berkenbrück

1.	� Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

	� Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	� Die Gemeindevertretung Berkenbrück hat durch Beschluss 

für das Wahlgebiet einen Wahlkreis gebildet.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist

3.1	� Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-
einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

	 • Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig ein	
	 gereicht werden. Sie müssen spätestens bis zum
	� Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr, bei der
	 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes 		
	 Odervorland 
	 Sitz Briesen (Mark) Bahnhofstr. 3  15518 Briesen (Mark)
	 schriftlich eingereicht werden.

4.	�� Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	� Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Odervorland durch die für das Wahlgebiet zu-
ständigen Organe aller am Zusammenschluss Beteiligten 
spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 2014, 12 
Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem 
Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei 
Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen 
Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wähler-
gruppen von der oder dem Vertretungsberechtigten der 
Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	� Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen Wahl-
vorschlag oder mehreren wahlkreisbezogenen Wahl-
vorschlägen

	� Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung kann entweder einen wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlag (Liste für alle Wahlkreise) oder 
mehrere wahlkreisbezogene Wahlvorschläge (je eine 
Liste für die einzelnen Wahlkreise) einreichen. Die Ent-
scheidung über die Einreichung eines wahlgebietsbezo-
genen Wahlvorschlages oder von wahlkreisbezogenen 
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Wahlvorschlägen trifft bei einer Partei oder politischen 
Vereinigung der für das Wahlgebiet zuständige Gebiets-
vorstand (oder wenn ein solcher Vorstand nicht besteht, 
der Vorstand der nächsthöheren Gliederung) und bei 
Wählergruppen die oder der Vertretungsberechtigte.

	� Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber können nur 
einen wahlgebietsbezogenen oder einen wahlkreis-
bezogenen Wahlvorschlag einreichen, wobei sie nur mit 
einem wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlag im ge-
samten Wahlgebiet zur Wahl stehen.

6.	 Inhalt der Wahlvorschläge

6.1	� Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. 
Sie müssen enthalten:

	 • �den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die 
Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staats-
angehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewerberin 
und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge,

	 · �als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-
vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

	 · �als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; aus dem Namen 
muss hervorgehen, dass es sich um eine Wählergruppe 
handelt; der Name und die etwaige Kurzbezeichnung 
dürfen nicht den Namen von Parteien oder politischen 
Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

	 · �als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen 
der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; zusätzlich sind die Namen 
und, sofern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der 
an ihr beteiligten Parteien, politischen Vereinigungen 
und Wählergruppen anzugeben,

	 • �den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbe-
zogenen Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des 
Wahlkreises.

	� Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

6.2	� Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

	� Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens 
insgesamt 15 Bewerberinnen und Bewerber enthalten.

6.3	� Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4	� Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 

einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unter-
zeichnet sein.

6.5	 Wichtige Beschränkungen
	� Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Berkenbrück benannt sein. Die Bewerberin 
oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei 
darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

7.	� Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

7.1 	� Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

	 a) �Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

	 b) �Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen 
und Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt 
worden sein (siehe Nummer 8).

	 c) �Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungser-
klärung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften 
anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	� Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

7.2	 Zur Wählbarkeit

7.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	� Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

	 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 	
	 und
	 - �seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-

digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	� Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
	 - �gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 

ist oder
	 - �infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit 

zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2	� Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

	� Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 



5

Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, 
Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Öster-
reich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, 
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Ver-
einigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland 
sowie Republik Zypern), die

	 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 	
	 und
	 - �seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-

digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	� Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 

Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
	 - �gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 

ist oder
	 - �infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-

land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

	 - �infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

	 • �Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlagene 
Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wählbar 
ist.

	� Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in 
ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind.

8.	� Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber 
gemäß § 33 BbgKWahlG

8.1	� Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglieder-
versammlung). Dies kann auch durch Delegierte gesche-
hen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). 

8.2	� Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises 
Oder-Spree wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt 
werden.

8.3	� Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wäh-
lergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die 
Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, 

in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und 
Anhängerversammlung) der Wählergruppe in gehei-
mer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch 
durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder 
Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu 
Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte 
Wählergruppen entsprechend.

8.4	� Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenver-
einigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer ge-
meinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung 
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG 
sinngemäß.

8.5	� Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständi-
gen Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder 
der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe 
mit einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6	� Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die 
geheime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der 
Abstimmung beteiligen.

8.7	� Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung 
der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 
BbgKWahlG beachtet worden sind.

9.	 Unterstützungsunterschriften

9.1	� Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften

9.1.1	� Wahlvorschläge von Parteien und politischen Verei-
nigungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines 
zurechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises  Oder-
Spree durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
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der Gemeindevertretung Berkenbrück durch mindestens 
eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen 
Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit. 

9.1.2	� Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Septem-
ber 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags 
im Kreistag des Landkreises Oder-Spree durch mindestens 
eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung 
Berkenbrück durch mindestens eine Gemeindevertreterin 
oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der 
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.3	� Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 genannten Voraus-
setzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4	� Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises 
Oder-Spree oder in der Gemeindevertretung Berkenbrück 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit. 

9.1.5	� Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeinde-
vertretung , so ist auch die Partei, politische Vereinigung 
oder Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur 
Gemeindevertretung  antritt, von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er 
aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der 
Gemeinde Berkenbrück gewählt worden ist. 

9.2	 Wichtige Hinweise

9.2.1	� Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

	 - �im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvor-
schlags mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen 
beizufügen.

9.2.2	� Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

	 Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr, bei der

	� Wahlbehörde, Amt Odervorland, Sitz Briesen(Mark)
	� Einwohnermeldeamt  (Zi.Nr. 7), Bahnhofstr. 3 15518 

Briesen zu leisten.
	� Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 
Unterschriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind der 

	 Wahlbehörde (Amt Odervorland, Bahnhofstraße 3, 	
	 Briesen(Mark)) spätestens bis zum 
	 Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr, vorzulegen.

	� Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 
auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen 
amtlichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach 
dem Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 
BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu 
erbringen:

9.2.3	� Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Odervorland,  Bahnhofstraße 3, Briesen  aufgelegt. 

	� Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

	� Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche 
Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und 
Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG 
bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der Nie-
derschrift über die Bestimmung der Bewerberinnen und 
Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahl-
vorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch die 
Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen 
der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	� Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

	� Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags  
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem 
ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4	� Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unterzeich-
net werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschrif-
ten sind ungültig.

9.2.5	� Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Berkenbrück unterzeichnen. Hat eine Person für 
diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag  unterzeichnet, 
so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten Un-
terstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6	� Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von 
den in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten 
Personen unterzeichnet werden. Hat eine Person einen 
wahlkreisbezogenen Wahlvorschlag unterzeichnet, der 
für einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht wahlberechtigt 
ist, so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

9.2.7	� Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber selbst 
ist unzulässig.

9.2.8	� Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag 
der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Person 
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sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzugeben. Die 
unterzeichnende Person hat sich vor der Unterschriftslei-
stung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger Unterstüt-
zungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.9	� Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen 
Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung 
bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) 
bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. Eine 
wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinderung 
nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann 
auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung 
vor einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde er-
setzen. Der Antrag kann bis Montag, den 17. März 2014, 
16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10	� Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet (im Falle eines wahlgebietsbezogenen 
Wahlvorschlags) oder im betreffenden Wahlkreis (im Falle 
eines wahlkreisbezogenen Wahlvorschlags) zum Zeit-
punkt ihrer Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind. 

10.	 Mängelbeseitigung
	� Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 12 

Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge 
der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr 
behoben und fehlende Unterstützungsunterschriften 
nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft bezeichnet 
ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonstige 
Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, 
können bis zu der Entscheidung über die Zulassung der 
Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt wer-
den.

11.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	� Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2014 in öf-

fentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschläge. 
Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 
BbgKWahlV verwiesen.

B.	� Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Berkenbrück

	� Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 
und 6.4, 7, 8, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Berkenbrück gelten für die Wahl der 
ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Berkenbrück mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß:

	 1.	� Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

		�  Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder 
einen Bewerber enthalten.

	�	�  Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters 
benannt sein.

	�	�  Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen 
Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu 
dieser Wahl antritt.

	 2. �Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers 
zu ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag 
ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

	 3. �Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

	 4. �Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

		  • �Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach 
§ 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens  
20  Unterstützungsunterschriften beizufügen. 

	� Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 
sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen 
Vordrucke werden von mir beschafft und können bei mir ange-
fordert werden.

Roswitha Standhardt
Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Odervorland
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Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:

I.	� Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 
die Wahlzeit

	� Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 
Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 
vom 4. September 2013 finden die Wahlen (Haupt-
wahlen)

	 • �der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Briesen(Mark), 

	 • �der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Briesen(Mark),

	 • �der Ortsbeiräte der Ortsteile Briesen, Biegen, Alt-Mad-
litz, Falkenberg, Wilmersdorf 
am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8 bis 
18 Uhr sowie 
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

	 • �der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters,  
am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8 bis 
18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

	� Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 
vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	� Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde 
Briesen (Mark)

1.	� Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

	� Es sind insgesamt 16 Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	� Die Gemeindevertretung Briesen (Mark) hat durch Be-

schluss für das Wahlgebiet einen Wahlkreis gebildet.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist

3.1	� Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-
einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

	 • �Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig ein-
gereicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

	� Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr, bei der
	� Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Odervor-

land 
	 Sitz Briesen (Mark) Bahnhofstr. 3  15518 Briesen (Mark)
	 schriftlich eingereicht werden.
4.	� Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen

Bekanntmachung der Wahlleiterin des Amtes Odervorland
für die Kommunalwahlen am 25. Mai 2014

	� Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-
zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Odervorland durch die für das Wahlgebiet zu-
ständigen Organe aller am Zusammenschluss Beteiligten 
spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 2014, 12 
Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem 
Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei 
Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen 
Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wäh-
lergruppen von der oder dem Vertretungsberechtigten 
der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	� Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen Wahl-
vorschlag oder mehreren wahlkreisbezogenen Wahl-
vorschlägen

	� Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung kann entweder einen wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlag (Liste für alle Wahlkreise) 
oder mehrere wahlkreisbezogene Wahlvorschläge (je 
eine Liste für die einzelnen Wahlkreise) einreichen. Die 
Entscheidung über die Einreichung eines wahlgebietsbe-
zogenen Wahlvorschlages oder von wahlkreisbezogenen 
Wahlvorschlägen trifft bei einer Partei oder politischen 
Vereinigung der für das Wahlgebiet zuständige Gebiets-
vorstand (oder wenn ein solcher Vorstand nicht besteht, 
der Vorstand der nächsthöheren Gliederung) und bei 
Wählergruppen die oder der Vertretungsberechtigte.

	� Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber können nur 
einen wahlgebietsbezogenen oder einen wahlkreis-
bezogenen Wahlvorschlag einreichen, wobei sie nur 
mit einem wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlag im 
gesamten Wahlgebiet zur Wahl stehen.

6.	 Inhalt der Wahlvorschläge

6.1	� Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht wer-
den. Sie müssen enthalten:

	 • �den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die 
Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staats-
angehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewerberin 
und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge,

	 · �als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-
vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, 
den diese im Lande führt,

	 · �als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen 
der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem Na-
men muss hervorgehen, dass es sich um eine Wähler-
gruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

	 · �als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Na-
men der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; zusätzlich sind 
die Namen und, sofern vorhanden, auch die Kurzbe-
zeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,
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	 • �den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbe-
zogenen Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des 
Wahlkreises.

	� Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

6.2	� Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

	� Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens 
insgesamt 24 Bewerberinnen und Bewerber enthalten.

6.3	� Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4	� Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unter-
zeichnet sein.

6.5	 Wichtige Beschränkungen
	� Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Briesen(Mark) benannt sein. Die Bewerberin 
oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei 
darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

7.	� Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

7.1 	� Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

	 a) �Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

	 b) �Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen 
und Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt 
worden sein (siehe Nummer 8).

	 c) �Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungser-
klärung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften 
anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

	� Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 

gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

7.2	 Zur Wählbarkeit

7.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	� Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

	 - �am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

	 - �seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

	� Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

	 - �gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

	 - �infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2	� Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

	� Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

	 - �am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

	 - �seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

	 �Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

	 - �gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

	 - �infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

	 - �infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

	 • �Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbe-
hörde nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 
5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorge-
schlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewer-
ber wählbar ist.

	� Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in 
ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind.

8.	� Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber 
gemäß § 33 BbgKWahlG

8.1	� Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
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Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

8.2	� Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises 
Oder-Spree wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt 
werden.

8.3	� Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wäh-
lergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die 
Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und 
Anhängerversammlung) der Wählergruppe in gehei-
mer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch 
durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern 
oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer 
Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt wor-
den sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführungen 
zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte 
Wählergruppen entsprechend.

8.4	� Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenver-
einigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer ge-
meinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung 
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG 
sinngemäß.

8.	� Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierten von dem zu-
ständigen Vorstand der Partei oder politischen Vereini-
gung oder der oder dem Vertretungsberechtigten der 
Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung 
zu laden.

8.6 	� Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die 
geheime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der 
Abstimmung beteiligen.

8.7	� Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- 
oder Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift 
nach dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag 
beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 

die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leite-
rin oder der Leiter der Versammlung und zwei von 
der Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder 
Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetz-
lichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß 
§ 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

9.	 Unterstützungsunterschriften

9.1	� Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften

9.1.1	� Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-
gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zure-
chenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundestag 
oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens eine 
im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder durch 
mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Ab-
geordneten oder im Kreistag des Landkreises  Oder-Spree 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Briesen(Mark) durch mindestens 
eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen 
Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit. 

9.1.2	� Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Oder-Spree durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Briesen(Mark) durch mindestens 
eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen 
Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

9.1.3	� Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 genannten Vorausset-
zungen für die Befreiung von diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4	� Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund eines 
Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises Oder-
Spree oder in der Gemeindevertretung Briesen(Mark) 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit. 

9.1.5	� Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeinde-
vertretung , so ist auch die Partei, politische Vereinigung 
oder Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur 
Gemeindevertretung  antritt, von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er 
aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen 
Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister 
der Gemeinde Briesen (Mark) gewählt worden ist. 

9.2	 Wichtige Hinweise

9.2.1	� Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
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einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

	 • �im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvor-
schlags mindestens 10 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen 
beizufügen.

9.2.2	� Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

	 Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr, bei der
	 Wahlbehörde, Amt Odervorland, Sitz Briesen(Mark)
	 Einwohnermeldeamt  (Zi.Nr. 7), Bahnhofstr. 3 
	 15518 Briesen 
	 zu leisten.
	� Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 
Unterschriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Odervorland, Bahnhofstraße 3, 
Briesen(Mark)) spätestens bis zum 

	 Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr, vorzulegen

	� Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 
auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen 
amtlichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach 
dem Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 
BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu 
erbringen:

9.2.3	� Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Odervorland,  Bahnhofstraße 3, Briesen  aufgelegt. 

	� Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

	� Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche 
Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und 
Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG 
bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der Nie-
derschrift über die Bestimmung der Bewerberinnen und 
Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahl-
vorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch die 
Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen 
der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	� Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

	� Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags  
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem 
ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4	� Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 

sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unterzeich-
net werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschrif-
ten sind ungültig.

9.2.5	� Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Briesen (Mark) unterzeichnen. Hat eine Person für 
diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag  unterzeichnet, 
so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten Un-
terstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6	� Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von 
den in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten 
Personen unterzeichnet werden. Hat eine Person einen 
wahlkreisbezogenen Wahlvorschlag unterzeichnet, der 
für einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht wahlberechtigt 
ist, so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

9.2.7	� Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber selbst 
ist unzulässig.

9.2.8	� Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag 
der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Person 
sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzugeben. 
Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unterschrifts-
leistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger Unter-
stützungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.9	� Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körper-
lichen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftslei-
stung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den 
17. März 2014, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde 
gestellt werden.

9.2.10	� Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet (im Falle eines wahlgebietsbezogenen 
Wahlvorschlags) oder im betreffenden Wahlkreis (im 
Falle eines wahlkreisbezogenen Wahlvorschlags) zum 
Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind. 

10.	 Mängelbeseitigung
	� Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 12 

Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge 
der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr 
behoben und fehlende Unterstützungsunterschriften 
nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn 
die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft be-
zeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. 
Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge 
berühren, können bis zu der Entscheidung über die Zu-
lassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) 
beseitigt werden.

11.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	� Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2014 in öf-

fentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschläge. 
Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 
BbgKWahlV verwiesen.
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B.	� Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Briesen (Mark)

	� Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 
und 6.4, 7, 8, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung 
der Gemeinde Briesen (Mark) gelten für die Wahl der 
ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Briesen(Mark) mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß:

	 1. �Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der An-
lage 5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir 
eingereicht werden. 

		�  Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder 
einen Bewerber enthalten.

	�	�  Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters 
benannt sein.

		�  Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen 
Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu 
dieser Wahl antritt.

	 2. �Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers 
zu ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag 
ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

	 3. �Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 
9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

	 4. �Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

	 5. �Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach 
§ 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens  
32 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Üb-
rigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 
sinngemäß.

C. 	� Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Briesen, Biegen, 
Alt-Madlitz, Falkenberg, Wilmersdorf

	� Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 
6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Briesen (Mark) gelten 
für die Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Briesen, Biegen, 
Alt-Madlitz, Falkenberg, Wilmersdorf mit folgenden Maß-
gaben sinngemäß: 

	 1.	�Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile 
Briesen, Biegen, Alt-Madlitz, Falkenberg, Wilmersdorf  
ist das Gebiet dieses Ortsteils.  Das Wahlgebiet bildet 
einen Wahlkreis.

	 2.	�Es sind insgesamt drei  Mitglieder des Ortsbeirats zu 
wählen.

	 3. �Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4  Be-
werberinnen und Bewerber enthalten.

	 4.	�Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im jeweiligen Ortsteil  ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

	 5.	�Die in der Gemeinde Briesen(Mark) wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung  oder 
Wählergruppe oder deren Delegierte können auch die 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Reihenfolge 

für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils  bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil  wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglie-
derversammlung ausreicht.

		�  In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
Briesen(Mark) wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 
entsprechend.)

	 6.	�Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen 
Vereinigung, einer Wählergruppe, einer Listenverei-
nigung, einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbe-
werbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit ist, sind im OT 
Briesen mindestens   5 Unterstützungsunterschriften 
und in den Ortsteilen Biegen, Alt-Madlitz, Falkenberg 
und Wilmersdorf mindestens 3 Unterstützungsunter-
schriften beizufügen. 

		�  Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
sind auch die Parteien, politischen Vereinigungen und 
Wählergruppen befreit, die am 9. September 2013 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im 
Ortsbeirat der jeweiligen Ortsteile durch mindestens 
ein Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind; Entsprechendes gilt für Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerber, die aufgrund eines Ein-
zelwahlvorschlags im Ortsbeirat  vertreten sind, sowie 
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an 
ihr beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte 
Voraussetzung erfüllt.

	� Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 
sinngemäß.

III.	� Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

�Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen 
Vordrucke werden von mir beschafft und können bei mir an-
gefordert werden.

Roswitha Standhardt
Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Odervorland
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Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:

I.	� Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen 
sowie die Wahlzeit

	� Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 
Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 
vom 4. September 2013 finden die Wahlen (Haupt-
wahlen) 
• der Gemeindevertretung der Gemeinde Jacobsdorf. 

	 • �der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Jacobsdorf,

	 • �der Ortsbeiräte der Ortsteile Jacobsdorf, Petersdorf, 
Pillgram, Sieversdorf 
am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8 bis 
18 Uhr sowie 
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

	 • �der ehrenamtlichen Bürgermeisterin
 	 oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters,  
	� am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8 bis 

18 Uhr statt.

II.	� Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen		

	� Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch 
Rechtsverordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 
31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge 
für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. 
Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	� Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde 
Jacobsdorf

1.	� Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

	� Es sind insgesamt 12 Gemeindevertreterinnen und 
Gemeindevertreter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	� Die Gemeindevertretung Jacobsdorf hat durch Be-

schluss für das Wahlgebiet einen Wahlkreis gebildet.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist

3.1	� Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-
einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen 
und Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvor-
schlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung 
beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung 
schließt einen eigenständigen Wahlvorschlag für die-
selbe Wahl aus.

	 • �Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig 
eingereicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

	 Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr, bei der
	� Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Oder-

vorland 

Bekanntmachung der Wahlleiterin des Amtes Odervorland
für die Kommunalwahlen am 25. Mai 2014

	 Sitz Briesen (Mark) Bahnhofstr. 3  15518 Briesen (Mark)
	 schriftlich eingereicht werden.

4.	� Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	� Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden 
des Amtes Odervorland durch die für das Wahlge-
biet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss 
Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 
20. März 2014, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die 
Erklärung der an dem Zusammenschluss beteiligten 
Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen 
Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern des 
für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter 
der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin 
oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe 
unterzeichnet sein.

5.	� Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen 
Wahlvorschlag

	� oder mehreren wahlkreisbezogenen Wahlvorschlä-
gen

	� Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung kann entweder einen wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlag (Liste für alle Wahlkreise) 
oder mehrere wahlkreisbezogene Wahlvorschläge 
(je eine Liste für die einzelnen Wahlkreise) einreichen. 
Die Entscheidung über die Einreichung eines wahl-
gebietsbezogenen Wahlvorschlages oder von wahl-
kreisbezogenen Wahlvorschlägen trifft bei einer Partei 
oder politischen Vereinigung der für das Wahlgebiet 
zuständige Gebietsvorstand (oder wenn ein solcher 
Vorstand nicht besteht, der Vorstand der nächsthö-
heren Gliederung) und bei Wählergruppen die oder 
der Vertretungsberechtigte.

	� Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber können nur 
einen wahlgebietsbezogenen oder einen wahlkreis-
bezogenen Wahlvorschlag einreichen, wobei sie nur 
mit einem wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlag im 
gesamten Wahlgebiet zur Wahl stehen.

6.	 Inhalt der Wahlvorschläge

6.1	� Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anla-
ge 5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht 
werden. Sie müssen enthalten:

	 • �den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, 
die Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden 
Bewerberin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer 
Reihenfolge,

	 • �als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einrei-
chenden Partei oder politischen Vereinigung und, 
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der 
Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

	 • �als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern 
sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; 
aus dem Namen muss hervorgehen, dass es sich um 
eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwai-
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ge Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren 
Kurzbezeichnung enthalten,

	 • �als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den 
Namen der Listenvereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; zusätzlich 
sind die Namen und, sofern vorhanden, auch die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen an-
zugeben,

	 • �den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbe-
zogenen Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des 
Wahlkreises.

	� Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und 
e bezeichneten Angaben enthalten.

6.2	� Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

	� Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höch-
stens insgesamt 18 Bewerberinnen und Bewerber ent-
halten.

6.3	� Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthal-
ten. Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin 
oder ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensper-
son und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für 
sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahl-
vorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 �	� Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung muss von mindestens zwei Mitgliedern 
des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, da-
runter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellver-
treterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von 
der oder dem Vertretungsberechtigten unterzeich-
net sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf mein 
Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer 
Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten 
Partei, politischen Vereinigung und Wählergruppe ent-
sprechend unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers 
muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5	 Wichtige Beschränkungen
	� Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung 
der Gemeinde Jacobsdorf benannt sein. Die Bewerberin 
oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei 
darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit 
einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

7.	� Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

7.1 	� Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf 
einem Wahlvorschlag einer Partei, politischen Ver-
einigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:

	 a) �Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß 
§ 11 BbgKWahlG wählbar sein.

	 b) �Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch 

eine Versammlung zur Aufstellung der Bewer-
berinnen und Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG 
bestimmt worden sein (siehe Nummer 8).

	 c) �Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 
7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzuge-
ben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei ein-
gereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in 
der Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine 
Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, 
dass sie oder er parteilos ist.

	� Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

7.2		 Zur Wählbarkeit

7.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	� Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle 

Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des 
Grundgesetzes, die

	 - �am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

	 - �seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren 
ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben.

	� Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 
2 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

	 - �gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

	 - �infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2	� Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

	� Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch 
alle Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, 
Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, 
Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, 
Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische 
Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbri-
tannien und Nordirland sowie Republik Zypern), die

	 - �am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

	 - �seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren 
ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben.

	� Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach 
§ 11 Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder 
er

	 - �gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

	 - �infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

	 - �infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbar-
keit nicht besitzt.

	 • �Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin 
und für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahl-
behörde nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 
Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die 
vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.
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	� Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der 
Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV 
über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, 
dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der 
Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8.	� Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber 
gemäß § 33 BbgKWahlG

8.1	� Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mit-
gliederversammlung). Dies kann auch durch Dele-
gierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus 
ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt 
worden sind (Delegiertenversammlung). 

8.2	� Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahl-
gebiet keine Organisation hat, können die Bewerbe-
rinnen und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch 
die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei oder politischen Vereinigung oder deren 
Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Oder-Spree wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren 
Delegierte bestimmt werden.

8.3	� Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wähler-
gruppe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im 
gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich or-
ganisiert ist, in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger 
(Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein. Dies kann auch durch Delegierte gesche-
hen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und 
Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl 
hierzu besonders gewählt worden sind (Delegierten-
versammlung). Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gel-
ten für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen 
entsprechend.

8.4	� Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenver-
einigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer ge-
meinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung 
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG 
sinngemäß.

8.5	� Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhän-
gerinnen und Anhänger oder Delegierten von dem 
zuständigen Vorstand der Partei oder politischen Verei-
nigung oder der oder dem Vertretungsberechtigten der 
Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung 
zu laden.

8.6 �	� Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die 
geheime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der 
Abstimmung beteiligen.

8.7	� Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- 
oder Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift 
nach dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag 
beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der 
Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der Ein-
ladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, An-
hängerinnen und Anhänger oder Delegierten sowie 
das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei 
haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung 
und zwei von der Versammlung bestimmte Teilneh-
merinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versi-
chern, dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an 
eine demokratische Aufstellung der Kandidatinnen und 
Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

9.		 Unterstützungsunterschriften

9.1	� Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften

9.1.1	� Wahlvorschläge von Parteien und politischen Verei-
nigungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines 
zurechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bun-
destag oder im 5. Landtag Brandenburg durch minde-
stens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg 
gewählten Abgeordneten oder im Kreistag des Land-
kreises  Oder-Spree durch mindestens eine Kreistagsab-
geordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabge-
ordneten oder in der Gemeindevertretung Jacobsdorf 
durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch 
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten 
Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

9.1.2	� Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Oder-Spree durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Jacobsdorf durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Ge-
meindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

9.1.3	� Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn minde-
stens eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenig-
stens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 genannten 
Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfor-
dernis erfüllt.

9.1.4	� Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises 
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Oder-Spree oder in der Gemeindevertretung Jacobsdorf 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit. 

9.1.5	� Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeinde-
vertretung , so ist auch die Partei, politische Vereinigung 
oder Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl 
zur Gemeindevertretung  antritt, von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie 
oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, 
politischen Vereinigung oder Wählergruppe zur ehren-
amtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen 
Bürgermeister der Gemeinde Jacobsdorf gewählt wor-
den ist. 

9.2	 Wichtige Hinweise

9.2.1	� Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, 
die oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1 
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit ist, sind

	 - �im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvor-
schlags mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen 
beizufügen.

9.2.2	� Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunter-
schrift der wahlberechtigten Person ist spätestens bis 
zum 

	 Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr, bei der
	 Wahlbehörde, Amt Odervorland, Sitz Briesen(Mark)
	 Einwohnermeldeamt  (Zi.Nr. 7), Bahnhofstr. 3 
	 15518 Briesen 
	 zu leisten.
	� Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer 

ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehren-
amtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder einer anderen zur Beglaubi-
gung von Unterschriften ermächtigten Stelle ge-
leistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung 
ausgegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 
9.2.3) sind der Wahlbehörde (Amt Odervorland, 
Bahnhofstraße 3, Briesen(Mark)) spätestens bis zum 

	 Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr, vorzulegen.

	� Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften 
sind auf den von mir aufgelegten oder ausgege-
benen amtlichen Formblättern für Unterschriften-
listen nach dem Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 
4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

9.2.3	� Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Odervorland,  Bahnhofstraße 3, Briesen  aufgelegt. 

	� Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen 
sowie Anschrift einer jeden Bewerberin und eines 
jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge anzu-
geben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer Par-
tei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	� Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schrift-
liche Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 Bbg-

KWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung 
der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbe-
rinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzule-
gen. Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung 
sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Grup-
pierungen anzugeben.

	� Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

	� Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde 
ich unter den vorgenannten Voraussetzungen auch 
amtliche Formblätter für die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin 
oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen 
zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4	� Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigun-
gen, Wählergruppen oder Listen-vereinigungen dürfen 
erst nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Be-
werber sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG 
unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungs-unterschriften sind ungültig.

9.2.5	� Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen 
Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung 
der Gemeinde Jacobsdorf unterzeichnen. Hat eine 
Person für diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag  
unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6	� Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von 
den in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten 
Personen unterzeichnet werden. Hat eine Person einen 
wahlkreisbezogenen Wahlvorschlag unterzeichnet, der 
für einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht wahlberechtigt 
ist, so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

9.2.7	� Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Un-
terzeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des 
Wahlvorschlags durch die Bewerberinnen und Bewer-
ber selbst ist unzulässig.

9.2.8	� Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden 
Person sowie das Datum der Unterschriftsleistung an-
zugeben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der 
Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.9	� Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körper-
lichen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschrifts-
leistung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens 
(Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleistung 
vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen ei-
ner Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde 
aufzusuchen, kann auf Antrag die Unterstützungsun-
terschrift durch Erklärung vor einer oder einem Beauf-
tragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann 
bis Montag, den 17. März 2014, 16 Uhr, schriftlich 
bei der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10	� Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstüt-
zungsunterschrift auf der von mir aufgelegten oder 
ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu vermer-
ken, dass sie im Wahlgebiet (im Falle eines wahlge-
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bietsbezogenen Wahlvorschlags) oder im betreffenden 
Wahlkreis (im Falle eines wahlkreisbezogenen Wahl-
vorschlags) zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

10.	� Mängelbeseitigung
	� Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 

12 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und Rei-
henfolge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, 
nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungs-
unterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so 
mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität 
nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entschei-
dung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 
Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

11.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	� Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2014 in 

öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie §§ 
38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B.	� Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Jacobsdorf

	� Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 
und 6.4, 7, 8, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Jacobsdorf gelten für die Wahl der 
ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Jacobsdorf mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß:

	 1. �Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der 
Anlage 5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei 
mir eingereicht werden. 

	�	�  Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder 
einen Bewerber enthalten.

	�	�  Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf 
einem Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamt-
lichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters benannt sein.

	�	�  Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen 
Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu 
dieser Wahl antritt.

	 2. �Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers 
zu ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvor-
schlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 
Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

	 3. �Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewer-
berin oder des Bewerbers ist nach dem Muster der 
Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV 
zu fertigen.

	 4. �Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

	 5. �Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politi-
schen Vereinigung, einer Wählergruppe, einer 
Listenvereinigung oder eines Einzelbewerbers, 
die oder der nicht von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nach § 70 Ab-
satz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens  
24 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 
9.2.10 sinngemäß.

C. 	� Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Jacobsdorf, 
Petersdorf, Pillgram, Sieversdorf

	� Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 
6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der 
Gemeindevertretung der Gemeinde Jacobsdorf gelten 
für die Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Jacobsdorf, 
Petersdorf, Pillgram, Sieversdorf mit folgenden Maß-
gaben sinngemäß: 

	 1. �Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile 
Jacobsdorf, Petersdorf, Pillgram, Sieversdorf   ist das 
Gebiet dieses Ortsteils.  Das Wahlgebiet bildet einen 
Wahlkreis.			 

	 2. �Es sind insgesamt drei  Mitglieder des Ortsbeirats zu 
wählen.

	 3. �Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4  
Bewerberinnen und Bewerber enthalten.

	 4. �Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgK-
WahlG wählbar sind und im jeweiligen Ortsteil  ihren 
ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben.

	 5. �Die in der Gemeinde Jacobsdorf wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung  oder 
Wählergruppe oder deren Delegierte können auch 
die Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Rei-
henfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils  
bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil  wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei, politischen Verei-
nigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung 
einer Mitgliederversammlung ausreicht.

	�	�  In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Jacobsdorf wahlberechtigten Mitglieder nicht 
für die Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 8.2 entsprechend.)

	 6. �Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen 
Vereinigung, einer Wählergruppe, einer Listenver-
einigung, einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit ist, sind 
im Ortsteil Jacobsdorf mindestens  mindestens 5 
Unterstützungsunterschriften und in den Ortsteilen 
Petersdorf, Pillgram und Sieversdorf mindestens 3 
Unterstützungsunterschriften beizufügen. 

	�	�  Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-
ten sind auch die Parteien, politischen Vereinigungen 
und Wählergruppen befreit, die am 9. September 
2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags 
im Ortsbeirat der jeweiligen Ortsteile durch minde-
stens ein Mitglied seit der letzten Wahl ununterbro-
chen vertreten sind; Entsprechendes gilt für Einzel-
bewerberinnen und Einzelbewerber, die aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat  vertreten 
sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn minde-
stens eine der an ihr beteiligten Gruppierungen die 
eingangs genannte Voraussetzung erfüllt.

		� Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe 
A Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 
9.2.10 sinngemäß.

III.	� Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen 
Vordrucke werden von mir beschafft und können bei mir ange-
fordert werden.

Roswitha Standhardt
Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Odervorland
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